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OÖOsteuropa eisınkd und dıe Folgen
Die Schlußakte der Konterenz tür Sıcherheıit und Zusam- sıcht Hemmnisse aufzuerlegen Die Unterschriften VO

menarbeıt Europa (KSZE) hat den treiheıtliıchen 'Ten- Helsink: augenscheıinlıch der Annahme geleistet
denzen sowJetischen Machtbereich Autftrieb ZE- worden dafß die Apparate VO  ; Parteı und Staat imstande
geben Das Prinzıp der Menschenrechte und Grundtfrei- SC1LI1 würden, allein darüber bestimmen ob un! C-

heıten un! die Bestimmungen über die Förderung des WEeITL UK den SZE Formulierungen ırgendwelche praktı-
7zwischenmenschlichen Kontakts, der zwiıschengesell- schen Folgen den ‚sozlalıstischen Liändern erwüchsen
schaftlichen Kommunikatıion un: der treien Intorma- Das sıch jedoch als Ce1iNeE Fehlkalkulation welche die
tionsverbreitung gehören den Verhaltensnormen, die psychologischen Faktoren aufßer Betracht gelassen hatte
auch dıe kommunıistischen Führungen akzeptiert haben Denn 05 entstanden der Bevölkerung IWAar-
Die Schlußakte 1ST Gegensatz anderen Dokumen- tungen, die VO den Führungen nıcht kontrollieren

(d nıcht ach Wunsch abzuschalten)ten dıe menschenrechtliche Festlegungen enthalten
den Warschauer Pakt-Staaten auf breıitester Basıs be- Natürlich stand 68 weıterhın ı der Macht der kommunıt-
kanntgemacht und propagıert worden Dıi1e amtlıche Aus- stischen Führungen diesen Erwartungen nıcht ENISPFE-

chen ber dann mufsten die Führungen Preıs dafürlegung konzentrierte sıch wenn S1IC die Schlußakte als
Trıumph der östlıchen „Friedenspolitik“ hıinstellte, ur- entrichten S1e mulfsten Erwartungen die als legıtım CIND-
ıch auf andere Teıle des Dokuments ] )Jas Interesse jedoch funden wurden, enttäuschen un! damıt Ressentiments aut
das der Bevölkerung geweckt wurde, galt zunehmend sıch nehmen Wenn die östlıchen Führungen WIEC CS WEeIL-

den VO otftizieller Seıite vernachlässıgten Punkten (Radıo hın der Fall Wal, sıch den SZE Erwartungen wıdersetz-
Svovoda, München. Dok Nr RS ten, vermehrte Spannungen zwıschen Kreısen der

Bevölkerung un:! den Regımes die unausbleibliche Folge
Zugleich konnten die östliıchen Führungen iıhre innenpoli-

Kommunistische Führungen tischen Repressionspraktiken ULr der als überaus
in die Defensive gedräng störend empfundenen verschärtten westlichen Beobach-

Lung fortsetzen Innenpolitische Unterdrückungsmafs-
Das hatte weıtreichende Auswirkungen Antragsteller, nahmen aber, die der westliıchen Öfttentlichkeit
deren Begehren abgelehnt wurde, jedoch 1iNe Stütze Autsehen drohten Belastung tür die OSLT-

Bestimmungen der Schlußakte tand kontrontierten die lıche Entspannungspolitik werden Der Krem|] un:
Behörden MIL den Formulierungen, die ıhre egjierung Verbündeten die polıtısche Detensive
Helsink;i miıtunterzeichnet hatte Di1e Gruppen der Dıssı- (Fırst Semjannual Report by the President the Commıs-
denten relig1öse un! natiıonale Minderheıten, auf S1ONMN Securıty and Cooperatıon 1 Europe, Commiıuttee

International Relations,; Senate, 2d Sessi0n, Wash-denen staatlıcher Druck lastete, sahen sıch durch den
der Schlußakte nıedergelegten ınternationalen Konsens IngtON, December 1976 Implementation Conterence tor
bestätigt un:! Im Verkehr MIL amtlichen Stellen Securıty an Cooperatıon Europe;, Report Nr
und VOT allem der Öttentlichkeıit berieten S1IC sıch auf Nr issued by AaSst West Instıtute, Den Haag 1976
die Zusicherungen, welche die Regierungen Helsink: 1977 Gerhard ett1g, Dıe Folgen der SZE aus$s östliıcher
gemacht hatten un:! nunmehr einlösen sollten Mıt dieser Sıcht, Berichte des Bundesıinstituts tür ostwissenschatt-
Argumentatıon, die über die einstrahlenden westlichen lıche un internationale Studien 77 977 öln Dezember
Rundiunkprogramme Verbreitung ftand konnten SIC

den Kreıs der Anhänger und Sympathısanten CISCHNCN
Land erheblich vergrößern Dıie östliche Seıite WAalr VOor allem MIItTL propagandıstischen
Auch VO  3 internationalen Entwicklungen g1N$ C1MN törder- Miıtteln bemüht aus dieser Detensive herauszukommen
lıcher Einfluß AaUus Die Bestimmungen der SZE Schlufß- Je staärker W esten das Problem der Menschenrechte
akte enkten die öftfentliche Meınung Westen VOTLT allem Usteuropa diskutiert wurde, desto polemischer wurden
auch den USA stärker als bısher autf die rage der Men- die Gegenkampagnen Osten Den Kritikern des So-
schenrechte Usteuropa ıe großen kommunistischen W}etsystems wurde 1NweIls auft das Prinziıp der
Parteien Westeuropas sahen sıch tür ansprechbare Nichteinmischung und aut das Ertordernis vertrau-

ensvollen ÖOst West Zusammenarbeıiıt die LegıtımatıonWählerschichten und für potentielle Bündnispartner
nehmbar werden, zunehmend dazu veranlaßt, sıch als abgesprochen sıch für dıe Menschenrechte Usteuropa
lıberale un!| demokratische Krätfte prasentieren un! die el  en Damıt verband sıch die grundsätzlıche Argu-

mentatıon der zufolge 6s eiNeErSEITS „bürgerliche rund-Glaubwürdigkeit dieser Selbstdarstellung durch ein Enga-
SCMENT tür die Menschenrechte kommunistischen Ost- rechte un! andererseıts ‚„‚wirklıche Menschenrechte
europ a darzutun gab Di1e „bürgerlichen Grundrechte demnach NUuUr

tormaler Art un! ließen die grundlegenden Bedürtfnisse
Ile diese orgänge trugen dazu beı,; der sowjetischen des Menschen, wirtschaftrtlich soz1ıalen Rechte (wıe
Führung und ıhren Verbündeten innenpolitischer Hın- eLwa2a das Recht aut Arbeıt) außer acht Außerdem hıel
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CS, daß dabei dem Indiıyiduum auf Kosten der Gesamtheıt Protesten Vom Frühjahr 1976 bıs Anfang 1977
unbillige Rechte eingeräumt würden Rechte, die L1UT VO bildeten sıch ın Moskau, Kıew, Tiıflıs un:! Wılna Dissıden-
einıgen wenıgen genutzt werden könnten und daher die tenkomıiıtees, die sıch ZUuUfr Aufgabe machten, die Verlet-
Rechte aller übrigen beeinträchtigen muüßten. ZUNg der KSZE-Verpfilichtungen ın der reg1-

strıeren und den Regierungen der Unterzeichnerstaaten
SOWI1e der ÖOffentlichkeit darüber Bericht ersLattenDemgegenüber gebe das sozıualıstische Konzept der

„„Wirklıchen Menschenrechte‘‘ dem Menschen reale mMate-
rielle Rechte und Fraume der Gesellschaft als gaNzZCI den Komitees haben als publizistisches Instrumentarıum NUur

Vorrang VOT den überzogenen Ansprüchen einzelner e1n. den Samıisdat, die Verbreitung handgemachter Texte
Dıiese Darstellung 1ef praktısch darauft hınaus, daß die (die dann VO  — den Empfängern durch weıtere Abschriften
Parte1- und Staatsiührung als der angebliche Repräsentant weıterzuverbreiten sınd), ZUu[f Verfügung. Die Tätigkeit
der gesellschattlichen Gesamtheıt ach ıhrem Ermessen der KSZE-Komıuıtees wurde jedoch iın der sowJetischen
darüber verfügen hatte, welche Rechte den einzelnen Gesellschaft über die westliche Radioberichterstattung
Gliedern der Gesellschatt jeweils gewährt werden onn- weıthın bekannt. Di1e Komıiıtees tanden daher Resonanz:
D  5 ach östlıcher Darstellung konnte CS den Be- Es gingen ıhnen Mitteilungen oder auch Bıtten era-
dingungen des ‚„„‚Sozialısmus‘‘ dessen ‚„‚humanısti- (ung oder Hılte Die Samısdat-Stellungnahmen griffen
schen‘‘ Charakters VO vornherein keine Menschen- verschiedentlich Fälle der Mißachtung VO:  n} Religionstirei-
rechtsverletzungen geben; auf westlicher Seıite dagegen eıt un! der Verhaftung VO  3 relig1ösen oder natiıonalen

ach diesem Konzept die wirtschattliıch-sozialen Führern auf Auft diese Weıse wurde die Tatsache bewußt-
Rechte des Menschen erst och mıttels eınes ‚„‚Klassen- gemacht, daß CS sıch be1 relig1ösen w1e€e bei nationalen Dıs-
kampftes‘“‘ durchzusetzen. kriminierungen die Mißachtung VO  — Grundrechten

handelt und daß die Betonung der Grundrechte eıne me
meınsame Solidarisierungsbasıis tür unterschiedlich eLtwa2a

Die Sowjets differenzieren natıonal un! relig1ös, 1aber auch künstlerisch und weltan-
dıe polıtische Repression schaulich motivıerte Dissıdenten geworden 1St und WEeIl-

ter werden annn Damıt begann die sowjJetische Bürger-
Ungeachtet der Anstrengungen der offiziellen Propaganda rechtsbewegung zugleich ıhrer Sache eıne potentielle
übten die ‚„bürgerlichen Grundrechte“‘ w1e iınsbesondere Massenbasıs ın der Gesellschaft verschaften.
das Recht auft treie Meinungsäußerung, treie Information,
freıe Religionsausübung, nationale Eigenentwicklung und Unmiuttelbar ach Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte
Freizügigkeıt große Anzıehungskraft auf weıte Bevöl- verschärften die sowjJetischen Behörden generell ıhre 1N-
kerungskreise ın UOsteuropa au  % Das zeıgte sıch auch in nenpolıtische Repressıion. Ofttensichtlich sollte 1mM eıgenen
der SowjJetunıon. In der Intelligenz sah INnan die SZE- Land das ‚„„Miıßverständnis‘‘ bekämpft werden, daß N 1Im
Schlußakte weıthın als Verheißung Emigrationswillige Ergebnis der SZE einer gewissen ınneren Liberalisie-
Teıle der natiıonalen Minderheıten, namentlıch Juden und Iung kommen werde. Diese Lınıe 1e16% sıch jedoch
Deutsche, glaubten nunmehr ıhren Wunsch auch oftizijell schwerer durchhalten, Je mehr das Regıme innen- un!
sanktioniert (und berieten sıch dementsprechend auf die außenpolitisch Erwartungsdruck geriet. Vor allem
Schlußakte). Die aut die Kultausübung 1m allerengsten die orge die Glaubwürdigkeit der sowjetischen FEnt-
Sınne beschränkten oder ıhres relig1ösen En- spannungspoliıtik in der westlichen Öffentlichkeit scheıint
gageMECNTS in den Untergrund gedrängten Glaubensge- dem Kreml Koptzerbrechen gemacht haben
meıinschatten der (die ach ottiziellen Anga- Daher verstärken sıch selit dem Spätherbst 1975 die Ten-
ben wenı1gstens 30—40 Miıllionen Mitglieder umfassen) denzen eıner Differenzierung der Repressionspolitik:
erblickten ın der Festlegung der KSZE-Schlußakte, dafß Wiährend 1m allgemeınen die admıiınistratıven FEinschrän-
den Menschen gemäaß ıhrem Gewissen das Bekenntnıis un: kungsmaßnahmen und der polizeilich-geheimdienstliche
die Praktizierung relıg1öser Überzeugungen freistehe, eıne Druck gegenüber den Dissiıdenten verschärtft wurden,
Bestätigung ıhres Verlangens ach orößerer ewegungs- zeıgten die amtlıchen Stellen bei promınenten Einzelper-
treiheıt. Be1i den Nationalıtäten der SowjJetunion insbe- SONCNH, deren Fälle weltweıte Publizıität erhalten hatten,
sondere beı den baltıschen und transkaukasıschen Völ- vieltach Zurückhaltung und Zurückweichen. Dadurch
ern — wertetife INan vieltach die KSZE-Bestimmungen entstanden für die bürgerrechtliche Opposıtion stellen-
über die Respektierung nationaler Eigenständigkeiten als weılse vergrößerte Wiırkungsmöglichkeiten. Di1e Behörden
eue Hoffnung. haben spezielle Schwierigkeiten mıt den KSZE-Komıitees

Sıe sollen möglıchst ausgeschaltet werden, daß keıine oft-
In der sowJetischen ÖOftentlichkeit wurde stellenweıse die tene Repression erfolgt, die Ja die Existenzberechtigung
Tendenz spürbar, das restriktive Verhalten der Behörden der Komlıtees beweisen würde. Daher suchte I1Nan ıhre
gegenüber Anlıegen nıcht mehr eintach hınzunehmen, Miıtglieder ZUuUf Emigration veranlassen, mıittels Brand-
sondern Berufung aut die KSZE-Schlußakte krı- stiftungen oder Morddrohungen durch „„Unbekannte“
tisıeren. Eingaben Ablehnungsbescheide wurden einzuschüchtern, unauffallıg und spurlos verschwinden
eingereıicht; Einzelpersonen und Gruppen fanden sıch lassen, arranglerten ber- un:! Untällen überantworten



Entwicklungen 233

oder nottalls auch verhatften, ohne daß dabe1 durch An- Entwicklung ın den
klageerhebung größeres öttentliches Autsehen erregt Warschauer-Pakt-Staaten ıst er-
wurde. Gleichzeitig W ar das Regıme bemüht,; den Dissı- schiedlich
denten durch Maßregeln, die ıhnen die Miıttel ZUuUr mate-
riellen Selbsterhaltung un:! ZuUur. Kommunikation untereın- Die Lage ın den anderen Warschauer-Pakt-Staaten hat sıch
ander nehmen sollten, unbemerkt den Boden entziehen unterschiedlich entwickelt. Ihrer westlich gepragten Ver-
(Peter Hübner, Sowjetische Dissıdenten 976/76, Berichte gangenheıt entsprechend, haben Polen, die DDR un! die
des Bundesinstituts tür ostwissenschafrtliche un! interna- Tschechoslowakei deutliche Bürgerrechtstendenzen her-
tionale Studıen, 0/1976, Köln, August 1976; Radıo Lı- vorgebracht. Rumänıen un! Bulgarıen dagegen wurden
berty Research, Nr 45/77). iıhrer schwächeren Verbindung ZU. westlichen Kultur-

kreıs gemäfßs, sehr vıiel weniıger bzw gul w1e€e überhaupt
Seıt Anfang 1976 suchte dıe sowJetische Führung dem nıcht VO  — derartigen Strömungen berührt (zur Sıtuation
Vorwurf, daß s1e ıhren KSZE-Verpflichtungen nıcht DC- außerhalb der RFE, RAD-Background Re-
recht werde, offensiv begegnen. Sıe proklamierte die port/22, Fastern Europe, 28 ZAls Sondertall mMu: Un-
„allseıtige Verwirklichung“‘ der KSZE-Schlußakte un: Sarn gelten. Dıeses Land gehört ZW ar ZU westlichC
trat verschiedene Mafßfßnahmen, demonstrieren, dafß pragten Raum, verharrte aber trotzdem in uhe un!
diesen Worten auch entsprechende Taten folgten. Im Rah- Passıvıtät. Augenscheıinlıch wırd das Bewußftsein der
InNenNn der Familienzusammenführung wurden vermehrt garıschen Öffentlichkeit VO  5 der Ansıcht bestimmt, dafß
Ausreısen bewillıgt. Neben sowJetischen Frauen, die MIt INan dasjenıge Optimum Freiheit un Wohlstand C1-

westlichen annern verheiratet9 kamen VOT allem langt habe, das ın eiınem Land der „sozlalıstıschen (382-
Volksdeutsche ın den Genuf der ıberaleren Genehmi- meıinschatt“‘ möglıch sel, un! da{fß INan daher durch eın

Dringen auf weıtere Verbesserungen NUur noch gefährdenZUuNgsSpraXI1s, während die Zahl der Juden, die nach dem
974 vereinbarten (und dann Anfang 975 gescheıterten) könne, W as INa  — erreicht habe Ungarns Entwicklung selıt
amerikanısch-sowjetischen Handelsabkommen zunächst Helsink: scheint Kadars Auffassung recht geben, dafß
vermehrt hatten emigrieren dürfen, deutlich zurückging. eine relatıve Liberalıität die beste Aussıcht autf eıne Stabili-
Verschiedentlich benutzte die sowjJetische Führung die sıerung des kommunistischen Regimes bıetet.
Gewährung VO  - Ausreiseerlaubnissen auch dem
Zweck, sıch prominenter Dissıdenten, deren Fall sıch Dıie stärksten Spannungen sınd iın Polen Zutage
eıner außenpolitischen Belastung entwickelt hatte, ent- ] )as aßt sıch auf eın ungewöhnlıches Zusammentreffen
ledigen. Um bei den Betretfenden einen Grund tür die Ab- VO  — mehreren Belastungstaktoren zurückführen. Der
erkennung der sowJetischen Staatsbürgerschaft haben, Versuch Giereks, die Bevölkerung se1ınes Landes nach den
schickten die Behörden S1e oft nach srael, auch wenn die Unruhen VO Dezember 1970 durch ıne Befriedigung

der Konsumentenwünsche für sıch gewınnen, stiefßAuswanderer keine Juden und mıt deren Bestre-
bungen nıchts iun hatten. Damıt wurde zugleich dem gesichts der relatıven Ineftizienz des polnischen
Ausreisedrang „„normaler‘‘ sowJetischer Bürger eın Rıegel Wırtschaftsapparats un:! der blockpolitisch vorgegebenen
vorgeschoben. Zugleich sollte durch die Emigration VO Belastungen auf wachsende Schwierigkeiten. Dazu kam
Dıissıdenten als ‚„„Juden“‘ eın latenter Antısemıuitismus polı- eıne geschlossene un selbstbewußfßte Arbeıterschäft, dıe
tisch instrumentalıisiert werden: der sowJetischen Öfftent- ıhre erworbenen Rechte verteidigen bereıt WAal. Zül=
ıchkeit wurde die Gleichung ‚„„Diıssıdent Jude ZiO: gleich wiırkte sıch das iıntellektuelle Ferment eıner 1Ur

1sSt  CC eingeprägt. muhsam zurückgedrängten westlich-freiheitlichen Tradıi-
tıon aus Die Verbindung des polniıschen Natıionalbe-

Zu der ottiziellen KSZE-Strategıe gehörte auch die Dekre- wußtseıns MIt der noch ımmer gesellschattsmächtigen
tierung VO  - Arbeitserleichterungen für dauernd akkredi- Institution der katholischen Kırche bot weıtere AÄnsatz-

punkte tür das Entstehen VO  . Solıdarıtäten außerhalb destierte auswartıge Journalisten. Größere Möglichkeiten der
Bewegung un!: der Berichterstattung damıt aum Rahmens der Kommunistischen Parteı. Unter diesen Um-
verbunden. Durch repressive Maßregeln bıs hın ZUI Aus- ständen konnten die Preiserhöhungen VO Sommer 976
weisung machten die sowjJetischen Behörden deutlıch, dafß als sofortige Reaktıion große Arbeiterunruhen hervorru-
S1e VOT allem den Kontakt zwıschen westlichen Korre- fen, die auf Sympathıen 1mM YaNzCch Lande stießen un! die
spondenten un! sowjJetischen Dissıdenten sOWeılt WwW1e poliıtische Basıs des Regiımes ın rage stellten. D)as sotor-
möglıch einzuschränken un:! verhindern trachteten: tige Nachgeben der polnıschen Führung gegenüber dem
Die westliche Öffentlichkeit sollte über die Dissıdenten- Verlangen, die Preiserhöhungen zurückzunehmen, 1e1

der möglıchst wenı1g ertahren. Wenn dieVer- das Ausmafß ihrer Schwäche deutlich hervortreten.
treter der westlichen Presse keinen Zugang mehr den Mıt diesem Resultat W arlr jedoch die Angelegenheıt och
sowJetischen Bürgerrechtlern fanden, konnte das Regiıme nıcht ausgestanden. Gewaltsame Aktionen, denen

während der Unruhen gekommen Wal, Verhattun-darauf hoften, daß 65 künftig wenıger unlıebsamem
Autsehen 1m Westen kommen werde un:! da{fß dann - SCH ach sıch. Die polnische Regierung hıelt sıch 1im Inter-
schließend auch wenıger Anlaf amtlıcher Zurückhal- CESSC des ınneren Friedens hıerzu berechtigt un:! verpflich-
tung entstehen werde. teLl, während CS in weıten Teıilen der polnıschen
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ÖOÖftentlichkeit nıcht verstanden wurde, dafß Männer gC- chenmitglieder gyıngen alleın oder 1in Gruppen dazu über,
fangengesetzt wurden, miıt deren Zielen sıch die Regierung sıch otten einengende staatlıche Ma{finahmen
inzwischen einverstanden erklärt hatte. wehren. Die Ausbürgerung des nonkontormistischen

Kommunıisten Bıermann aus$s der DDR 1mM Dezember 1976FEın ‚„‚Komıitee “AURO Verteidigung der Rechte der Arbeiter‘“‘
wurde gegründet, das sıch für die Freilassung der Inhat- machte eıne weıtere Dımension des Diıssenses sıchtbar:
1Jerten einsetzte un! damıt die Forderung ach größeren Breıte Kreıse der künstlerisch-humanistischen Intelligenz
indıvıduellen Freiheitsspielräumen verband. Dıies wurde protestierten die Maßregel. Insgesamt entwickelten
ZU Ansto{fß tür eıne breite ewegung der Unzufrieden- sıch eıne kritische Grundstimmung un:! eıne gesteigerte
heıt, die sıch ın Eıngaben un:! Protesten außerte. Ende Risikobereitschaft gegenüber dem Staat. Dahıiınter wurde
Maärz GT tormierte sıch in Polen eıne „Bewegung ZuUuT! das Grundverständnıiıs sıchtbar, da{fß die Menschenrechte
Verteidigung der Menschen- un! Bürgerrechte“‘ mıiıt dem Individualrechte darstellten, die auch VO Staat
Ziel, über die Einhaltung der wenı1g ın Warschau spektieren selen.
ratıfizierten Menschenrechtskonvention der 1mM Ungeachtet eiıner weıtverbreıiteten Unzufriedenheıt,
Lande wachen. Dıie CeU«C Gruppilerung wandte sıch scheinen dıie bürgerrechtlichen Tendenzen ın der DDR
gleich miıt dem Appell die Bevölkerung, die Sache der anders als ın Polen bıisher beı der Arbeiterschaft wen1g
Menschenrechte unterstutzen un! Verstöße die Resonanz gefunden haben Das ermöglıchte 065 der
UN-Konventıon aufzudecken. SED-Führung, ıhre Gegenmafsnahmen ditfferenzieren.
Die Führung der DDR sah sıch ın eıner besonderen Lage. AÄAnsätze tür Gruppenbildungen gegenüber der Staatsge-
FEın Deftizıt natıonaler Identität, herkömmlıche gesell- walt wurden schart bekämpft. Behutsam dagegen WAar dıe
schattlıche Verbindungen Z Bundesrepublık un:! eıne Reaktion auf den Biıermann-Protest: Es kam 1Ur wen1-
Durchdringung des Landes durch westdeutsches Fernse- SCHh Verhaftungen, Robert Havemann wurde VO Kontakt
hen un! Radıio schutfen Abgrenzungsprobleme, W 1e€e sS1€e mıt der Außenwelt abgeschnitten, un: die Masse der Pro-
eın anderes kommunistisch regıertes Land kennt. Dazu testierenden blieb unbehellıgt. uch VO Mafißsnahmen, die
am, daß se1it 1977 nacheinander der Abschluß des rund- ın Rıchtung eıner Kirchenverfolgung waren,
Jagenvertrages, die Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte wurde abgesehen. Dıie SED-Führung hıelt dem Kon-
un! schliefßlich die Konferenz der europäıschen Kommu- ZCDL des spaten UÜlbricht fest, das darauft abzielte, alle
nısten in Ost-Berlın Kontaktmöglichkeiten mMiıt dem W e- Schichten ın den Staat integrieren. Zugleich richtete sıch
sten und Einflußmöglichkeiten tür den Westen geschatten das Bemüuhen darauf, die Verbindungen ZU anderen Teıl
hatten, deren Auswirkungen dem SED-Regime bedroh- Deutschlands sSOWelılt w1e€e möglıch erschweren und
ıch erschıenen. verringern. Empfindlich reaglerten die Behörden auch aut
Dıie amtlıche Reaktion daraut bestand aus innerstaatlıiıch- die sıch ausbreitende Tendenz, die Auswanderung iın dıe
admıiniıstratıven Mafßnahmen ZUur Einschränkung und Ver- Bundesrepublik anzustreben.
hinderung des vertraglıch vorgesehenen Westkontakts, ın Dıie Entwicklung ın der Tschechoslowake: wurde eNt-

der Umdeutung der KSZE-Schlußakte ın iıne Magna scheidend durch die Erfahrung bestimmt, welche die Be-
Charta ostdeutscher Abschirmungspolitik und ın dem völkerung mMı1ıt dem „„Normalisierungsprozefß‘‘, mıi1t
Verbot der Diskussion ber die „ıdeologische Kontra- der Erstickung des Retormkommunismuss, selit 968/69
bande‘‘ des FEFurokommunismus. Es gelang den Herr- gemacht hatte. Seitdem Wlr das allgemeıne Verhalten
schaftsträgern auf diese VWeıse, zunächst den ottenen Aus- durch außerliche Anpassung un! ıinnere Emigration DC-
druck VO Dıiıssens verhindern. Zugleich jedoch pragt SCWESCH. Stillschweigendes Finverständnıis scheıint
verschärtten sıch die innergesellschaftliıchen pannungen: dabe1 hinsıchtlich der moralıschen Diskreditiertheit des
Gerade diejenigen Bevölkerungsschichten, die das Regıme Husak-Regimes bestanden haben Die Verbindung, dıe
VOT der Berührung mMIiıt Westdeutschen abzuschirmen 1968 zwıschen den Intellektuellen und den Bevölkerungs-
suchte (wıe insbesondere dıe Angestellten des Parteı1- und INassen hervorgetreten Warl, bestand insgeheim tort
Staatsapparates, dıe Angehörıigen WI1e Reservısten der Das zeıgte sıch, als 1M Januar 1977 anläßlich der Unter-

die Arbeiter iın den Großbetrieben un! die Jugend), zeichnung der UN-Menschenrechtskonvention durch die
sahen sıch benachteıilıgt un:! reaglerten darauf mıt scharf CSSR eıne ruppe VO  e} Intellektuellen MI1t der ‚‚Charta
ansteigender Unzutfriedenheit. Zugleich begann sıch eın .. herauskam, die eın bürgerrechtliches Programm ZU)

Trend größerem Selbstbewulßfstsein gegenüber den Be- Inhalt hatte. Die Resonanz der Charta 1ın der ÖOfftentlich-
hörden abzuzeichnen. Dıie Veröffentlichung der SZE- keıt WAar groß. Das Regıme fühlte sıch sofort iın die Deten-
Schlußakte verstärkte diesen Bedingungen das Ver- S1Vve gedrängt und reagıerte miıt einer heitigen un! maßlo-
langen ach mehr ewegungs- und Ausreisetreiheıt. scn Verleumdungskampagne deren Autoren.
Im Bereıich der evangelıschen Kırche, der noch immer die Verhaftungen un! Verhöre wurden vorgenomMmMCN, in de-
knappe Hältte der DDR-Bevölkerung angehört, wiırkte ICN Verlauf das Regıme seıne Brutalıität entschleierte: Beı-
dıe Selbstverbrennung VO  3 Pfarrer Brüsewiıtz als Kataly- spielsweıse wurde einer der dreı Hauptinıitiatoren, der

des Protests: Die Kirchenleitungen wurden sıch des- 69jaäahrıge Jan Patocka, lange eiınem unerträglichen Strefß
scm bewulßst, daß S$1e die aufgestaute Unzufriedenheit in den ausgeSsetZtL, bıs SIr den Folgen eınes Gehirnschlags starb,
Gemeinden wen1g artıkuliert hatten un! daher iın die der eiınem vorangegangelchCN, durch weıtere Verhöre —

Getahr eıner Selbstisolierung geraten9eintache Kır- nehmend verschlimmerten Herzintarkt tolgte. Im März
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977 erschien eıne zweıte Charta, die neben den her- politischen Ambitionen mMiıt einem weltweiten ‚‚humanı-
kömmlichen Bürgerrechten auch die wirtschaftlich-sozia- stischen“‘ Anspruch un! sıeht sıch auf eiınmal VOT der
len Rechte des Menschen betonte. In der Auseinanderset- Weltöttentlichkeit miıt dem Vorwurt menschenrechtswid-
ZUNS mıt den bürgerrechtlichen Tendenzen wußte das rıgen Verhaltens kontrontiert. Die Dissıdenten stellen in
Husak-Regime auf nıchts anderes zurückzugreiten als auf der nach amtlıcher Darstellung L11ULT eın bedeu-
die Mıiıttel der Kontrolle un:! der Gewalt. tungsloses Häuflein psychopathischer Querulanten dar

un! doch wırd hre Tolerierung für die westliche Öftent-
ichkeit ımmer mehr eıner Testfrage sowJetischer Ent-

Die Herausforderung bleibt spannungsglaubwürdigkeit. ach soWwJjJetkommunist1-
scher Ideologie befindet sıch die (angeblıch uneinge-

Die Führung der sowjJetischen Hegemonialmacht suchte schränkt geduldete) Religion auf der Aussterbeliste un:!
während des ausgehenden Wınters 976/77 das Vorgehen dann rüuckt auf eiınmal dıe Repressionspolitik, mıt der die

die Bürgerrechtsbewegungen 1m Warschauer- sowJetische Führung eıiner Ausbreitung des Glaubens ent-
Pakt-Bereich eiıner einheıtliıchen Koordination er- gegenzuwırken sucht, 1Ns Scheinwerterlicht der Öftent-
werten. Der Versuch scheıterte jedoch. Die Führungen der ıchkeıt. Im ‚„„sozlalıstıschen Staat“‘ ann Cc$5 ach oftfizijeller
kleineren Staaten (ausgenommen der Tschechoslowake:i) Darstellung keine natiıonalen Probleme geben und dann

trıtt auf einmal] der Druck, denen dıe Nationalıitätennıcht willens, der sowJetischen Dissıdentenpolitik
folgen. ach ıhrer Ansıcht herrschten ın ıhren Ländern 1ın der leben, ın das westliche Blickteld

jeweıls besondere Verhältnisse, denen Man, WEeNn INan sıch Zu allem ‚„„‚Überfluß steht och die Belgrader Folgekon-
terenz ZuUurF SZE bevor. Deutet Carters moralıscher Rıgo-unnötıge Probleme wollte, besten durch eın

landesspeziıfisches Vorgehen begegnete. fIsSmus iın der rage der Menschenrechte, INas INnan sıch
Dıie moralısche un! psychologische Unterstützung, dıe 1mM Krem! iragen, etwa darauf hın, daß die USA und andere
der amerikanısche Präsident Carter seıt Februar 1977 den westliche Staaten die selektive, auts Margiınale un:! 5Sym-
osteuropäıschen Bürgerrechtsbewegungen demonstratıv bolische beschränkte Verwirklichung der KSZE-Schluß-

leihen begann, hat in Moskau eıner überaus heiftigen akte durch dıe Warschauer-Pakt-Staaten nıcht gelten las-
Reaktion geführt. Di1e amerıkanısche Seıte hat MN- sCH wollen? Es annn nıcht wundernehmen, da{fßß die
scheinlich eiınen der wundesten Punkte des sowjJetischen sowJetische Führung derartige Aussıchten mMiıt größter
Herrschaftssystems erührt. Dıie legıtimiert ıhre orge betrachtet. Gerhard Wettig

sien Fın fur den uropaer remder Kontext
Der ameriıkaniısche Präsident Jımmy Carter SOrgte auch in iınneren Angelegenheiten asıatiıscher Länder eın un! die
Asıen für erhebliche Unruhe beI1 verschiedenen Regierun- Amerikaner wıchen damıt wieder VO:  — der nach langen Be-
sCn mıiıt seıner Ankündigung, zukünftig werde jede VO mühungen der Länder der Dritten Welt allmählich er-
den USA gewährte Hılte oder Unterstützung VO  n der Be- reichten UÜbereinkuntft ab, Hılte ohne jede Auflage un!
achtung der Menschenrechte ın den jeweılıgen Empfän- Biındung gewähren. Am gravierendsten erscheinen
gerländern abhängig gemacht. och VOT Veröffentlichung schließlich die überall in Asıen auttauchenden Kommen-
des Asıen betrettenden Teıls der ‚„„Reports Human Lare, der Moralıst un:! Christ Carter zwınge mıi1t seınem
Rıghts Practices‘‘ des State Departments kamen Vo  3 Präsı- ‚„„Menschenrechts-Komplex‘““ den asıatıschen Ländern 1n
dent Ferdinand Marcos VO  — den Philıppinen un! Präsıdent gewohnter iımperialistischer un! kolonialıstischer und
Park Chung Hee VO  - Suüudkorea geharniıschte Proteste un! ZU Teıl christlicher) Manıer Verhaltensweisen auf,; die
Vorwürftfe talscher Anschuldigungen. ber auch dıe Re- ıhren tradıtionellen Denkweisen oft überhaupt nıcht ent-

glerungen anderer asıatiıscher Länder brachten ıhr Mißtal- sprechen. Bezeichnenderweise tLammen diese zuletzt SC-
len über diesen Stil der US-Politik Zu Ausdruck. nannten Kritiken aber nıcht Au den verschiıedenen Re-
Daß S1e darın eıne Gefährdung ıhrer eigenen Posıtion gjerungslagern, sondern zumeıst 4U$ relıg1ösen oder
hen, 1St verständlich. Daß s1e S gefährliche Schwächung oppositionellen Gruppen.
der „Treien Welr“‘ gegenüber den kommunistischen Län-
dern beschworen, WAar erwarten ast gleichzeıt1ig löste das Wahlergebnis ın Indien, dieser

gCern un: ın etzter eıt doch Unrecht als gröfßte De-
mokratıe der Welt bezeichneten Natıon, Überraschungngs Vor der Demokratie? un:! unverhohlene Freude gerade ın Europa un: ord-
amerika (und aus naheliegenden anderen Gründen auch
ın Peking) aus, glaubte INan damıt doch den Beweıs ha-Schwerwiegender sınd jedoch die Argumente beurtel-

len, mıt dieser Maflfnahme mische sıch Washıngton iın die ben, daß die aut Asıen übertragene Demokratie auch dort


